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TITEL I 

EINLEITENDE BESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Geltungsbereich und Verwendung von Begriffen 

(1) Mit dieser Verordnung werden die Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) 

Nr. 1234/2007 für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 

Obst und Gemüse festgelegt. 

Die Titel II und III der vorliegenden Verordnung gelten jedoch nur für die in Artikel 1 

Absatz 1 Buchstabe i der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 aufgeführten Erzeugnisse des 

Obst- und Gemüsesektors und für solche Erzeugnisse, die ausschließlich zur Verarbei-

tung bestimmt sind. 

(2) Soweit in der vorliegenden Verordnung nicht anders geregelt, gelten die Begriffe, die in 

der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 verwendet werden, auch für die Zwecke der vor-

liegenden Verordnung. 

TITEL II 

EINTEILUNG DER ERZEUGNISSE 

KAPITEL I 

Allgemeine Vorschriften 

Artikel 3 

Vermarktungsnormen; Besitzer 

(1) Die Anforderungen von Artikel 113a Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 

gelten als die allgemeine Vermarktungsnorm. Die Einzelheiten der allgemeinen Ver-

marktungsnorm sind in Anhang I Teil A der vorliegenden Verordnung aufgeführt. 

Obst und Gemüse, für das keine spezielle Vermarktungsnorm gilt, muss der allgemei-

nen Vermarktungsnorm entsprechen. Kann der Besitzer jedoch nachweisen, dass das 

Erzeugnis einer von der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen 

(UNECE) festgelegten Norm entspricht, so gilt es als der allgemeinen Vermarktungs-

norm entsprechend.  

(2) Die speziellen Vermarktungsnormen gemäß Artikel 113 Absatz 1 Buchstabe b der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1234/2007 sind für folgende Erzeugnisse in Anhang I Teil B der vor-

liegenden Verordnung aufgeführt: 

a) Äpfel,  

b) Zitrusfrüchte,  

c) Kiwis,  

d) Salate, krause Endivie und Eskariol, 

e) Pfirsiche und Nektarinen,  

f) Birnen, 
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g) Erdbeeren,  

h) Gemüsepaprika,  

i) Tafeltrauben,  

j) Tomaten/Paradeiser. 

(3) „Besitzer“ im Sinne von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 ist 

jede natürliche oder juristische Person, die im materiellen Besitz der betreffenden Er-

zeugnisse ist. 

Artikel 4 

Ausnahmen und Befreiungen von der Anwendung der Vermarktungsnormen 

(1) Abweichend von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 sind die 

folgenden Erzeugnisse von der Verpflichtung zur Einhaltung der Vermarktungsnormen 

ausgenommen: 

a) sofern sie deutlich die Angabe „zur Verarbeitung bestimmt“ oder „zur Tierfütterung 

bestimmt“ oder eine synonyme Angabe tragen, Erzeugnisse, die 

(i) zur industriellen Verarbeitung bestimmt sind oder 

(ii) zur Tierfütterung oder einem anderen nicht der Ernährung dienenden Zweck 

bestimmt sind; 

b) Erzeugnisse, die der Erzeuger für den persönlichen Bedarf des Verbrauchers ab Hof 

abgibt;  

c) Erzeugnisse, die aufgrund eines Beschlusses der Kommission, der auf Antrag eines 

Mitgliedstaats nach dem Verfahren des Artikels 195 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 1234/2007 erlassen wird, als Erzeugnisse eines bestimmten Gebiets anerkannt 

sind, die vom Einzelhandel dieses Gebiets oder – in hinreichend begründeten Aus-

nahmefällen – des Mitgliedstaats verkauft werden, um allgemein bekannten traditi-

onellen Verbrauchsgewohnheiten auf lokaler Ebene zu entsprechen; 

d) Erzeugnisse, die so geschnitten oder zerlegt wurden, dass sie „verzehrfertig“ oder 

„küchenfertig vorbereitet“ sind; 

e) Erzeugnisse, die als essbare Sprossen vermarktet werden, die aus gekeimten Samen 

von Pflanzen bestehen und als Obst und Gemüse gemäß Artikel 1 Absatz 1 Buch-

stabe i und Anhang I Teil IX der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 eingestuft sind. 

(2) Abweichend von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 sind die 

folgenden Erzeugnisse von der Verpflichtung zur Erfüllung der Vermarktungsnormen in 

einem bestimmten Produktionsgebiet ausgenommen: 

a) Erzeugnisse, die vom Erzeuger an Aufbereitungs-, Verpackungs- oder Lagerungs-

stellen verkauft oder geliefert oder vom Betrieb des Erzeugers zu diesen Zentren 

verbracht werden, und 

b) Erzeugnisse, die von Lagereinrichtungen zu Aufbereitungs- und Packstellen ver-

bracht werden. 

(3) Abweichend von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 steht es 

den Mitgliedstaaten frei, Erzeugnisse, die dem Verbraucher im Einzelhandel für den 

persönlichen Bedarf angeboten werden, die die Angabe „zur Verarbeitung bestimmt“ 

oder eine synonyme Angabe tragen und für eine andere Verarbeitung als gemäß Absatz 

1 Buchstabe a Ziffer i bestimmt sind, von der Verpflichtung zur Erfüllung der speziellen 

Vermarktungsnormen zu befreien. 
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(4) Abweichend von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 steht es 

den Mitgliedstaaten frei, Erzeugnisse, die der Erzeuger auf Erzeugermärkten innerhalb 

eines vom Mitgliedstaat abzugrenzenden Erzeugungsgebiets unmittelbar an den End-

verbraucher für den persönlichen Bedarf abgibt, von der Verpflichtung zur Erfüllung 

der Vermarktungsnormen zu befreien. 

(5) Abweichend von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 hinsicht-

lich der speziellen Vermarktungsnormen darf Obst und Gemüse, das nicht der Klasse 

Extra angehört, auf den dem Versand nachgelagerten Vermarktungsstufen einen leicht 

verringerten Frische- und Prallheitsgrad sowie geringfügige Veränderungen aufgrund 

biologischer Entwicklungsvorgänge und der Verderblichkeit der Erzeugnisse aufweisen. 

(6) Abweichend von Artikel 113a Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 sind die 

folgenden Erzeugnisse von der Verpflichtung zur Erfüllung der allgemeinen Vermark-

tungsnorm ausgenommen. 

a) nicht gezüchtete Pilze des KN-Codes 0709 59, 

b) Kapern des KN-Codes 0709 90 40, 

c) bittere Mandeln des KN-Codes 0802 11 10, 

d) Mandeln ohne Schale des KN-Codes 0802 12, 

e) Haselnüsse ohne Schale des KN-Codes 0802 22, 

f) Walnüsse ohne Schale des KN-Codes 0802 32, 

g) Pinienkerne des KN-Codes 0802 90 50, 

h) Pistazien des KN-Codes 0802 50 00, 

i) Macadamia-Nüsse des KN-Codes 0802 60 00, 

j) Pekan-(Hickory-) Nüsse des KN-Codes ex 0802 90 20, 

k) andere Schalenfrüchte des KN-Codes 0802 90 85, 

l) getrocknete Mehlbananen des KN-Codes 0803 00 90, 

m) getrocknete Zitrusfrüchte des KN-Codes 0805, 

n) Mischungen von tropischen Nüssen des KN-Codes 0813 50 31, 

o) Mischungen von anderen Schalenfrüchten des KN-Codes 0813 50 39, 

p) Safran des KN-Codes 0910 20. 

(7) Der zuständigen Behörde des betreffenden Mitgliedstaats muss glaubhaft nachgewiesen 

werden, dass die in Absatz 1 Buchstabe a und Absatz 2 genannten Erzeugnisse den An-

forderungen, insbesondere hinsichtlich ihres Bestimmungszwecks, entsprechen. 

Artikel 5 

Kennzeichnungsangaben 

(1) Die in diesem Kapitel vorgeschriebenen Kennzeichnungsangaben müssen auf einer Sei-

te der Verpackung deutlich sichtbar und lesbar entweder unverwischbar aufgedruckt o-

der auf einem Etikett angebracht sein, das Bestandteil des Packstücks ist oder haltbar 

am Packstück befestigt ist. 

(2) Bei in loser Schüttung beförderten Erzeugnissen, die direkt auf das Transportmittel ver-

laden werden, müssen die Kennzeichnungsangaben gemäß Absatz 1 auf einem Waren-

begleitpapier oder auf einem im Innern des Transportmittels sichtbar angebrachten 

Schild vermerkt sein. 
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(3) Im Falle von Vertragsabschlüssen im Fernabsatz im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der 

Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) erfordert die Einhal-

tung der Vermarktungsnormen, dass die Kennzeichnungsangaben vor Abschluss des 

Kaufvertrags verfügbar sind. 

(4) Die Rechnungen und Begleitpapiere, ausgenommen Quittungen für den Verbraucher, 

müssen Name und Ursprungsland der Erzeugnisse sowie gegebenenfalls die Klasse, die 

Sorte oder den Handelstyp (nach den jeweiligen Anforderungen der speziellen Ver-

marktungsnorm) bzw. die Angabe enthalten, dass das Erzeugnis zur Verarbeitung be-

stimmt ist. 

Artikel 6 

Kennzeichnungsangaben auf der Einzelhandelsstufe 

(1) Im Einzelhandel müssen die in diesem Kapitel vorgeschriebenen Kennzeichnungsanga-

ben leserlich und deutlich sichtbar sein. Die Erzeugnisse können zum Verkauf angebo-

ten werden, sofern der Einzelhändler die Kennzeichnungsangaben betreffend das Ur-

sprungsland und gegebenenfalls die Klasse und die Sorte oder den Handelstyp deutlich 

sichtbar, zusammenhängend und leserlich in einer Weise anzeigt, die den Verbraucher 

nicht irreführt. 

(2) Bei vorverpackten Erzeugnissen im Sinne der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates (2) ist neben allen anderen in den Vermarktungsnormen vor-

gegebenen Angaben das Nettogewicht auszuweisen. Für Erzeugnisse, die gewöhnlich 

nach Stück verkauft werden, gilt die Verpflichtung zur Angabe des Nettogewichts je-

doch nicht, wenn die Stücke von außen leicht zu sehen und einfach zu zählen sind oder, 

falls dies nicht der Fall ist, die Anzahl der Stücke auf dem Etikett angegeben ist. 

Artikel 7 

Mischungen 

(1) Die Vermarktung von Packstücken mit einem Nettogewicht von bis zu fünf Kilogramm, 

die Mischungen aus verschiedenen Obstarten, verschiedenen Gemüsearten oder ver-

schiedenen Obst- und Gemüsearten enthalten, ist zulässig, sofern 

a) die Erzeugnisse hinsichtlich ihrer Qualität homogen sind und jedes betreffende Er-

zeugnis der jeweiligen speziellen Vermarktungsnorm oder, wenn es für ein be-

stimmtes Erzeugnis keine spezielle Vermarktungsnorm gibt, der allgemeinen Ver-

marktungsnorm entspricht; 

b) das Packstück mit einer geeigneten Kennzeichnung gemäß diesem Kapitel versehen 

ist und 

c) auszuschließen ist, dass die Käufer durch die Mischung irregeführt werden. 

(2) Die Anforderungen von Absatz 1 Buchstabe a gelten nicht für in einer Mischung enthal-

tene Erzeugnisse, bei denen es sich nicht um Erzeugnisse des Obst- und Gemüsesektors 

gemäß Artikel 1 Absatz 2 Buchstabe i der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europä-

ischen Parlaments und des Rates (3) handelt. 

                                                           
(1) ABl. L 144 vom 4.6.1997, S. 19. 
(2) ABl. L 109 vom 6.5.2000, S. 29.  
(3) Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über 

eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnun-

gen (EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (ABl. L 

347 vom 20.12.2013, S. 671). 
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(3) Stammt das in einer Mischung enthaltene Erzeugnis aus mehr als einem Mitgliedstaat 

oder Drittland, so können die vollständigen Namen der Ursprungsländer je nach Fall 

durch eine der folgenden Angaben ersetzt werden: 

a) „Mischung von EU-Obst“, „Mischung von EU-Gemüse“ oder „Mischung von EU-

Obst und -Gemüse“; 

b) „Mischung von Nicht-EU-Obst“, „Mischung von Nicht-EU-Gemüse“ oder „Mi-

schung von Nicht-EU-Obst und -Gemüse“; 

c) „Mischung von EU- und Nicht-EU-Obst“, „Mischung von EU- und Nicht-EU-

Gemüse“ oder „Mischung von EU- und Nicht-EU-Obst und -Gemüse“. 

KAPITEL II 

Kontrollen auf Konformität mit den Vermarktungsnormen 

ABSCHNITT 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 8 

Geltungsbereich 

Dieses Kapitel enthält Vorschriften für Konformitätskontrollen, d. h. die Kontrollen, die bei 

Obst und Gemüse auf allen Vermarktungsstufen durchgeführt werden, um festzustellen, ob 

die Erzeugnisse den Vermarktungsnormen und anderen Bestimmungen dieses Titels sowie 

der Artikel 113 und 113a der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 entsprechen. 

Artikel 9 

Koordinierende Behörden und Kontrollstellen 

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt 

a) eine einzige Behörde, die für die Koordinierung und die Kontakte hinsichtlich der 

unter dieses Kapitel fallenden Fragen zuständig ist, nachstehend „die koordinieren-

de Behörde“ genannt, und 

b) die für die Anwendung dieses Kapitels zuständige(n) Kontrollstelle bzw. -stellen, 

nachstehend „die Kontrollstellen“ genannt. 

Bei den in Unterabsatz 1 genannten koordinierenden Behörden und Kontrollstellen kann 

es sich um öffentliche oder private Einrichtungen handeln. In jedem Fall sind jedoch die 

Mitgliedstaaten für sie verantwortlich. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission Folgendes mit: 

a) Name, Postanschrift und E-Mail-Anschrift der von ihnen gemäß Absatz 1 Buchsta-

be a benannten koordinierenden Behörde, 

b) Name, Postanschrift und E-Mail-Anschrift der von ihnen gemäß Absatz 1 Buchsta-

be b benannten Kontrollstellen und 

c) die genaue Definition der Aufgabenbereiche der von ihnen benannten Kontrollstel-

len. 

(3) Die koordinierende Behörde kann die Kontrollstelle, eine der Kontrollstellen oder eine 

andere gemäß Absatz 1 benannte Stelle sein. 



 

Stand: 24.10.2022 

8 

(4) Die Kommission veröffentlicht die Liste der von den Mitgliedstaaten bezeichneten ko-

ordinierenden Behörden auf die Art und Weise, die ihr geeignet erscheint. 

Artikel 10 

Händlerdatenbank 

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen eine Datenbank über die Händler im Sektor Obst und Ge-

müse, in die unter den in diesem Artikel festgelegten Bedingungen die Händler einge-

tragen sind, die Obst und Gemüse vermarkten, für das gemäß Artikel 113 der Verord-

nung (EG) Nr. 1234/2007 Normen festgelegt wurden. 

Die Mitgliedstaaten können für diesen Zweck jegliche andere bereits für andere Zwecke 

erstellte Datenbank nutzen. 

(2) Im Sinne dieser Verordnung ist ein „Händler“ jede natürliche oder juristische Person, 

die 

a) Obst und Gemüse, das einer Vermarktungsnorm unterliegt, besitzt, um es 

(i) feilzuhalten oder zum Verkauf anzubieten, 

(ii) zu verkaufen oder 

(iii) anderweitig in den Verkehr zu bringen oder 

b) eine der unter Buchstabe a genannten Tätigkeiten tatsächlich bei Vermarktungs-

normen unterliegendem Obst und Gemüse durchführt. 

Die in Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Tätigkeiten umfassen 

a) den Fernabsatz über das Internet oder auf andere Weise, 

b) solche Tätigkeiten, die von der natürlichen oder juristischen Person für sich selber 

oder im Namen einer dritten Partei durchgeführt werden, und 

c) solche Tätigkeiten, die in der Union und/oder durch die Ausfuhr nach Drittländern 

und/oder Einfuhr aus Drittländern durchgeführt werden. 

(3) Die Mitgliedstaaten legen die Bedingungen fest, gemäß denen folgende Händler in der 

Datenbank aufgeführt oder nicht aufgeführt werden: 

a) die Händler, die eine solche Tätigkeit ausüben, dass sie gemäß Artikel 4 von der 

Einhaltung der Vermarktungsnormen befreit sind, und 

b) die natürlichen oder juristischen Personen, deren Tätigkeiten im Sektor Obst und 

Gemüse sich entweder auf die Beförderung der Waren oder den Verkauf im Einzel-

handel beschränken. 

(4) Besteht die Händlerdatenbank aus mehreren getrennten Teilen, so überzeugt sich die 

koordinierende Behörde von der Einheitlichkeit der Datenbank und ihrer verschiedenen 

Teile sowie ihrer Aktualisierung. Diese Aktualisierung wird insbesondere auf der 

Grundlage der Informationen vorgenommen, die bei den Konformitätskontrollen ge-

sammelt werden. 

(5) Diese Datenbank enthält für jeden Händler  

a) die Registriernummer, Name und Anschrift; 

b) die erforderlichen Angaben für die Einstufung in eine der Risikokategorien gemäß 

Artikel 11 Absatz 2, insbesondere seinen Platz in der Vermarktungskette und An-

gaben über die Bedeutung des Unternehmens; 

c) Angaben über die bei den vorhergehenden Kontrollen bei jedem Händler getroffe-

nen Feststellungen; 
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d) jede andere Information, die für die Kontrolle als notwendig erachtet wird, wie das 

Vorhandensein eines Qualitätssicherungssystems oder Eigenkontrollsystems im Zu-

sammenhang mit der Einhaltung der Vermarktungsnormen.  

Die Aktualisierung der Datenbank wird insbesondere auf der Grundlage der Informatio-

nen vorgenommen, die bei den Konformitätskontrollen gesammelt werden. 

(6) Die Händler sind verpflichtet, die von den Mitgliedstaaten für erforderlich erachteten 

Informationen für die Erstellung und Aktualisierung der Datenbank zu übermitteln. Die 

Mitgliedstaaten legen die Bedingungen fest, unter denen die Händler, die nicht in ihrem 

Hoheitsgebiet ansässig sind, aber dort ihre Tätigkeit ausüben, in die Datenbank aufge-

nommen werden. 

ABSCHNITT 2 

Von den Mitgliedstaaten durchgeführte Konformitätskontrollen 

Artikel 11 

Konformitätskontrolle 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass selektiv, auf der Grundlage einer Risikoanalyse 

und mit angemessener Häufigkeit Konformitätskontrollen durchgeführt werden, um si-

cherzustellen, dass die Vermarktungsnormen und anderen Bestimmungen dieses Titels 

sowie der Artikel 113 und 113a der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 eingehalten wer-

den. 

Die Kriterien zur Beurteilung des Risikos umfassen das Vorhandensein einer Konformi-

tätsbescheinigung gemäß Artikel 14, die von einer zuständigen Behörde eines Drittlands 

ausgestellt wurde, dessen Konformitätskontrollen gemäß Artikel 15 anerkannt wurden. 

Das Vorhandensein einer solchen Bescheinigung gilt als Faktor zur Verringerung des 

Risikos der Nichtkonformität. 

Die Kriterien zur Bestimmung des Risikos können auch Folgendes umfassen: 

a) die Art des Erzeugnisses, den Erzeugungszeitraum, den Preis des Erzeugnisses, die 

Witterungsbedingungen, die Verpackungs- und Hantierungsvorgänge, die Lagerbe-

dingungen, das Ursprungsland, das Transportmittel oder den Umfang der Partie; 

b) die Größe der Händlerunternehmen, ihren Platz in der Vermarktungskette, Menge 

bzw. Wert der von ihnen vermarkteten Erzeugnisse, ihre Erzeugnispalette, das Lie-

fergebiet oder die Art des Unternehmens (Lagerung, Sortieren, Verpacken, Verkauf 

usw.); 

c) Feststellungen bei vorangegangenen Kontrollen, einschließlich der Anzahl und Art 

der aufgedeckten Mängel, der marktüblichen Qualität der vermarkteten Erzeugnisse, 

des Niveaus der verwendeten technischen Ausrüstung; 

d) die Verlässlichkeit der Qualitätssicherungssysteme oder Eigenkontrollsysteme der 

Händler im Zusammenhang mit der Einhaltung der Vermarktungsnormen; 

e) den Ort, an dem die Kontrolle durchgeführt wird, insbesondere, ob es sich um die 

Eingangszollstelle für das Gebiet der Union oder den Ort handelt, an dem die Er-

zeugnisse verpackt oder verladen werden; 

f) jede andere Information, die auf ein Risiko der Nichtkonformität hinweisen könnte. 
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(2) Die Risikoanalyse gründet sich auf die Angaben in der Händlerdatenbank gemäß Arti-

kel 10 und führt zur Einstufung der Händler in Risikokategorien. 

Die Mitgliedstaaten legen Folgendes im Voraus fest: 

a) die Kriterien für die Beurteilung des Risikos der Nichtkonformität der Partien; 

b) auf der Grundlage einer Risikoanalyse für jede Risikokategorie den Mindestanteil 

der Händler oder Partien und/oder Mengen, die einer Konformitätskontrolle unter-

zogen werden.  

Auf der Grundlage einer Risikoanalyse können die Mitgliedstaaten beschließen, bei Er-

zeugnissen, die keiner speziellen Vermarktungsnorm unterliegen, keine selektiven Kon-

trollen durchzuführen. 

(3) Lassen die Kontrollen bedeutende Unregelmäßigkeiten erkennen, so erhöhen die Mit-

gliedstaaten die Häufigkeit der Kontrollen bei den betreffenden Händlern, Erzeugnissen, 

Ursprüngen oder anderen Parametern. 

(4) Die Händler teilen den Kontrollstellen die Informationen mit, die diese für die Organi-

sation und Durchführung der Konformitätskontrollen als notwendig erachten. 

Artikel 12 

Zugelassene Händler 

(1) Die Mitgliedstaaten können genehmigen, dass Händler, die in der niedrigsten Risikostu-

fe eingeteilt sind und ausreichende Garantien für die Einhaltung der Vermarktungsnor-

men bieten, jedes Packstück auf der Versandstufe nach dem Muster in Anhang II etiket-

tieren und/oder die Konformitätsbescheinigung gemäß Artikel 14 unterzeichnen. 

(2) Die Genehmigung wird für einen Zeitraum von mindestens einem Jahr erteilt. 

(3) Händler, die diese Möglichkeit in Anspruch nehmen können, müssen 

a) über Kontrollpersonal verfügen, das eine vom Mitgliedstaat anerkannte Ausbildung 

erhalten hat, 

b) über angemessene Ausrüstungen für die Aufbereitung und Verpackung der Erzeug-

nisse verfügen, 

c) sich verpflichten, die von ihnen versandten Waren einer Konformitätskontrolle zu 

unterziehen, und ein Register führen, in dem alle von ihnen vorgenommenen Kon-

trollen aufgezeichnet sind. 

(4) Erfüllt ein zugelassener Händler die Genehmigungsbedingungen nicht mehr, so wider-

ruft der Mitgliedstaat die Genehmigung. 

(5) Unbeschadet von Absatz 1 können zugelassene Händler Musteretiketten, die der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1580/2007 am 21. Juni 2011 entsprachen, bis zur Erschöpfung der 

Bestände verwenden. 

Händlern vor dem 22. Juni 2011 erteilte Genehmigungen gelten weiterhin für den Zeit-

raum, für den sie erteilt wurden. 



 

Stand: 24.10.2022 

11 

 

Artikel 13 

Annahme von Anmeldungen durch die Zollbehörde 

(1) Die Zollbehörde darf Ausfuhranmeldungen und/oder Anmeldungen zur Überführung in 

den zollrechtlich freien Verkehr für die speziellen Vermarktungsnormen unterliegenden 

Erzeugnisse nur annehmen, wenn  

a) die Waren von einer Konformitätsbescheinigung begleitet werden oder 

b) die zuständige Kontrollstelle der Zollbehörde mitgeteilt hat, dass für die betreffen-

den Partien eine Konformitätsbescheinigung ausgestellt worden ist, oder 

c) die zuständige Kontrollstelle der Zollbehörde mitgeteilt hat, dass sie keine Konfor-

mitätsbescheinigung für die betreffenden Partien ausgestellt hat, weil sie aufgrund 

der Risikobewertung gemäß Artikel 11 Absatz 1 nicht kontrolliert werden müssen. 

Dies gilt unbeschadet etwaiger Konformitätskontrollen der Mitgliedstaaten gemäß Arti-

kel 11. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Erzeugnisse, die der allgemeinen Vermarktungsnorm gemäß An-

hang I Teil A unterliegen, und in Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a genannte Erzeugnisse, 

wenn der betreffende Mitgliedstaat dies aufgrund der Risikoanalyse gemäß Artikel 11 

Absatz 1 für notwendig erachtet. 

Artikel 14 

Konformitätsbescheinigung 

(1) Eine zuständige Behörde kann Konformitätsbescheinigungen erteilen, um zu bestätigen, 

dass die betreffenden Erzeugnisse der jeweiligen Vermarktungsnorm entsprechen 

(nachstehend „Bescheinigung“). Die von den zuständigen Behörden in der Union zu 

verwendende Bescheinigung ist in Anhang III aufgeführt. 

Anstelle der von den zuständigen Behörden in der Union erteilten Bescheinigungen 

können die in Artikel 15 Absatz 4 genannten Drittländer ihre eigenen Bescheinigungen 

verwenden, sofern sie zumindest der Unionsbescheinigung gleichwertige Angaben ent-

halten. Die Kommission macht Muster solcher Drittlandsbescheinigungen mit geeigne-

ten Mitteln zugänglich. 

(2) Diese Bescheinigungen können entweder auf Papier mit der Originalunterschrift oder in 

geprüfter elektronischer Form mit elektronischer Unterschrift erteilt werden. 

(3) Jede Bescheinigung wird von der zuständigen Behörde mit einem Stempel versehen und 

von der/den dazu ermächtigten Person(en) unterzeichnet. 

(4) Die Bescheinigung ist mindestens in einer der Amtssprachen der Union auszufüllen. 

(5) Jede Bescheinigung trägt zur Kennzeichnung eine laufende Nummer. Die zuständige 

Behörde bewahrt eine Abschrift von jeder erteilten Bescheinigung auf. 

(6) Unbeschadet von Absatz 1 Unterabsatz 1 können die Mitgliedstaaten Konformitätsbe-

scheinigungen, die der Verordnung (EG) Nr. 1580/2007 am 30. Juni 2009 entsprachen, 

bis zur Erschöpfung der Bestände verwenden. 
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ABSCHNITT 3 

Von Drittländern durchgeführte Konformitätskontrollen 

Artikel 15 

Anerkennung der von Drittländern vor Einfuhr in die Union  

durchgeführten Konformitätskontrollen 

(1) Die Kommission kann auf Antrag eines Drittlands und nach dem Verfahren des Artikels 

195 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 bei Vermarktungsnormen die Kon-

formitätskontrollen, die dieses Drittland vor der Einfuhr in die EU durchführt, anerken-

nen. 

(2) Die Anerkennung gemäß Absatz 1 kann für Drittländer erteilt werden, in denen die 

Vermarktungsnormen der Union oder zumindest gleichwertige Normen für die nach der 

Union ausgeführten Erzeugnisse eingehalten werden. 

In der Anerkennung wird die amtliche Behörde in dem Drittland benannt, unter deren 

Verantwortung die Kontrollen gemäß Absatz 1 durchgeführt werden. Diese Behörde ist 

für die Kontakte zur Union verantwortlich. In der Anerkennung werden auch die mit der 

Durchführung der Kontrollen als solchen beauftragten Drittland-Kontrollstellen be-

nannt. 

Die Anerkennung darf sich nur auf Ursprungserzeugnisse dieses Drittlands beziehen 

und kann auf bestimmte Erzeugnisse begrenzt sein. 

(3) Bei den Drittlandkontrollstellen muss es sich um amtliche Stellen oder von der in Ab-

satz 2 genannten Behörde amtlich anerkannte Stellen handeln, die ausreichende Sicher-

heiten bieten und über das notwendige Personal, die notwendige Ausrüstung und die 

notwendigen Räumlichkeiten verfügen, um diese Kontrollen nach den in Artikel 17 Ab-

satz 1 genannten oder gleichwertigen Verfahren durchzuführen. 

(4) Die Drittländer, deren Konformitätskontrollen gemäß diesem Artikel anerkannt wurden, 

und die betreffenden Erzeugnisse sind in Anhang IV aufgeführt.  

Die Kommission macht Einzelheiten der betreffenden amtlichen Behörden und Kon-

trollstellen mit geeigneten Mitteln zugänglich. 

Artikel 16 

Aussetzung der Anerkennung der Konformitätskontrollen 

Die Kommission kann die Anerkennung der Konformitätskontrollen aussetzen, wenn in einer 

bedeutenden Anzahl von Partien und/oder Mengen festgestellt wird, dass die Waren nicht mit 

den Angaben in den von den Drittlandkontrolldiensten erteilten Konformitätsbescheinigungen 

übereinstimmen. 

ABSCHNITT 4 

Kontrollverfahren 

Artikel 17 

Kontrollverfahren 

(1) Die in diesem Kapitel vorgesehenen Konformitätskontrollen, mit Ausnahme derjenigen 

auf der Stufe des Verkaufs im Einzelhandel an den Endverbraucher, werden vorbehalt-

lich anderslautender Bestimmungen der vorliegenden Verordnung gemäß den Methoden 

des Anhangs V vorgenommen. 
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Die Mitgliedstaaten legen besondere Bestimmungen für die Konformitätskontrolle auf 

der Stufe des Verkaufs im Einzelhandel an den Endverbraucher fest. 

(2) Wird bei der Kontrolle festgestellt, dass die Waren den Vermarktungsnormen entspre-

chen, so kann die Kontrollstelle die Konformitätsbescheinigung gemäß Anhang III aus-

stellen. 

(3) Im Falle der Nichtkonformität stellt die Kontrollstelle ein an den Händler oder seinen 

Vertreter gerichtetes Beanstandungsprotokoll aus. Waren, die Gegenstand eines solchen 

Beanstandungsprotokolls sind, dürfen nicht ohne Erlaubnis der Kontrollstelle bewegt 

werden, die das Beanstandungsprotokoll ausgestellt hat. Diese Erlaubnis kann von der 

Einhaltung der von der vorgenannten Kontrollstelle festgelegten Bedingungen abhängig 

gemacht werden.  

Die Händler können beschließen, alle Waren oder einen Teil davon nachzubessern. Die 

nachgebesserten Waren dürfen erst vermarktet werden, wenn sich die zuständige Kon-

trollstelle anhand geeigneter Verfahren vergewissert hat, dass die Nachbesserung tat-

sächlich vorgenommen worden ist. Die zuständige Kontrollstelle erteilt gegebenenfalls 

die Konformitätsbescheinigung gemäß Anhang III für die Partie oder einen Teil der Par-

tie erst, nachdem die Nachbesserung erfolgt ist.  

Gibt eine Kontrollstelle dem Wunsch eines Händlers statt, die Ware in einem anderen 

Mitgliedstaat nachzubessern als demjenigen, in dem die Kontrolle stattgefunden hat, die 

zum Beanstandungsprotokoll geführt hat, so unterrichtet der Händler die zuständige 

Kontrollstelle des Bestimmungsmitgliedstaats über die beanstandete Partie. Der Mit-

gliedstaat, in dem das Beanstandungsprotokoll ausgestellt wurde, übersendet eine Kopie 

des Beanstandungsprotokolls den anderen betreffenden Mitgliedstaaten einschließlich 

des Bestimmungsmitgliedstaats der beanstandeten Partie.  

Können die Waren weder nachgebessert noch der Tierfütterung, der industriellen Ver-

arbeitung oder einem anderen nicht der Ernährung dienenden Zweck zugeführt werden, 

so kann die Kontrollstelle erforderlichenfalls die Händler auffordern, geeignete Maß-

nahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die betreffenden Erzeugnisse nicht ver-

marktet werden. 

Die Händler übermitteln die von den Mitgliedstaaten für die Anwendung dieses Absat-

zes für erforderlich erachteten Informationen. 

ABSCHNITT 5 

Mitteilungen 

Artikel 18 

Mitteilungen 

(1) Ein Mitgliedstaat, in dem eine Sendung aus einem anderen Mitgliedstaat aufgrund von 

Mängeln oder Qualitätseinbußen, die bereits zum Zeitpunkt der Verpackung hätten fest-

gestellt werden können, als nicht normgerecht beanstandet wird, teilt die festgestellte 

Beanstandung unverzüglich der Kommission und den mutmaßlich betroffenen Mitglied-

staaten mit. 

(2) Ein Mitgliedstaat, in dem eine Partie Waren aus einem Drittland aufgrund der Nichtein-

haltung der Vermarktungsnormen nicht zur Abfertigung zum zollrechtlich freien Ver-

kehr zugelassen wird, teilt dies unverzüglich der Kommission, den mutmaßlich be-

troffenen Mitgliedstaaten und dem betroffenen, in Anhang IV aufgeführten Drittland 

mit.  
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(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission ihre Bestimmungen ihrer Kontroll- und Ri-

sikoanalysesysteme mit. Jede spätere Änderung dieser Systeme ist der Kommission 

mitzuteilen. 

(4) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den anderen Mitgliedstaaten die zu-

sammengefassten Ergebnisse der Kontrollen auf allen Vermarktungsstufen in einem be-

stimmten Jahr bis zum 30. Juni des darauffolgenden Jahres mit. 

(5) Die Mitteilungen gemäß den Absätzen 1 bis 4 sind in der von der Kommission vorge-

schriebenen Weise vorzunehmen.  
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ANHANG I 

VERMARKTUNGSNORMEN GEMÄSS ARTIKEL 3 

TEIL A 

Allgemeine Vermarktungsnorm 

Diese allgemeine Vermarktungsnorm bestimmt die Qualitätsanforderungen, denen Obst und 

Gemüse nach Aufbereitung und Verpackung genügen muss. 

Die Erzeugnisse dürfen jedoch auf den dem Versand nachgelagerten Vermarktungsstufen 

abweichend von den Anforderungen der Norm Folgendes aufweisen: 

– einen leicht verringerten Frische- und Prallheitsgrad, 

– geringfügige Veränderungen aufgrund biologischer Entwicklungsvorgänge und der Ver-

derblichkeit der Erzeugnisse. 

1. Mindesteigenschaften 

Die Erzeugnisse müssen vorbehaltlich der zulässigen Toleranzen folgendermaßen be-

schaffen sein: 

– ganz, 

– gesund; ausgeschlossen sind Erzeugnisse mit Fäulnisbefall oder anderen Mängeln, 

die sie zum Verzehr ungeeignet machen, 

– sauber, praktisch frei von sichtbaren Fremdstoffen, 

– praktisch frei von Schädlingen, 

– frei von Schäden durch Schädlinge, die das Fleisch beeinträchtigen, 

– frei von anomaler äußerer Feuchtigkeit, 

– frei von fremdem Geruch und/oder Geschmack. 

Der Zustand der Erzeugnisse muss so sein, dass sie 

– Transport und Hantierung aushalten und 

– in zufriedenstellendem Zustand am Bestimmungsort ankommen. 

2. Mindestreifeanforderungen 

Die Erzeugnisse müssen genügend entwickelt, dürfen aber nicht überentwickelt sein, und 

die Früchte müssen einen zufriedenstellenden Reifegrad aufweisen, dürfen aber nicht 

überreif sein. 

Entwicklung und physiologischer Reifezustand der Erzeugnisse müssen so sein, dass sie 

den Reifeprozess fortsetzen können und einen zufriedenstellenden Reifegrad erreichen 

können. 

3. Toleranzen 

In jeder Partie sind nach Anzahl oder Gewicht höchstens 10 % Erzeugnisse zugelassen, 

die den Mindestqualitätsanforderungen nicht genügen. Innerhalb dieser Toleranz sind 

insgesamt höchstens 2 % Erzeugnisse zulässig, die Verderb aufweisen. 
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4. Kennzeichnung 

Jedes Packstück (4) muss zusammenhängend auf einer Seite folgende Angaben in lesba-

ren, unverwischbaren und von außen sichtbaren Buchstaben aufweisen. 

A. Identifizierung  

Name und Hausanschrift des Packers und/oder Absenders (z. B. Straße/Stadt/Re-

gion/Postleitzahl und – falls nicht mit dem Ursprungsland identisch – Land).  

Diese Angabe kann ersetzt werden:  

– bei allen Verpackungen außer Vorverpackungen durch die von einer amtlichen 

Stelle erteilte oder anerkannte kodierte Bezeichnung in unmittelbarem Zusammen-

hang mit der Angabe „Packer und/oder Absender“ oder einer entsprechenden Ab-

kürzung. Der kodierten Bezeichnung muss der ISO-3166-Alpha-Länder-

/Gebietscode des anerkennenden Landes vorangestellt sein, wenn es sich nicht um 

das Ursprungsland handelt; 

– nur bei Vorverpackungen durch Name und Anschrift eines in der Union ansässigen 

Verkäufers in unmittelbarem Zusammenhang mit der Angabe „gepackt für“ oder 

einer entsprechenden Angabe. In diesem Fall muss das Etikett auch eine kodierte 

Bezeichnung für den Packer und/oder Absender enthalten. Der Verkäufer übermit-

telt alle von den Kontrolldiensten für notwendig erachteten Informationen über die 

Bedeutung dieser kodierten Bezeichnung.  

B. Ursprung  

Vollständiger Name des Ursprungslandes (5). Bei Erzeugnissen mit Ursprung in einem 

Mitgliedstaat muss diese Angabe in der Sprache des Ursprungslandes oder einer ande-

ren, den Verbrauchern im Bestimmungsland verständlichen Sprache erfolgen. Bei an-

deren Erzeugnissen muss diese Angabe in einer den Verbrauchern im Bestimmungs-

land verständlichen Sprache erfolgen. 

Packstücke müssen die Angaben gemäß Unterabsatz 1 nicht tragen, wenn sie Ver-

kaufspackungen enthalten, die von außen sichtbar sind und jeweils die betreffenden 

Angaben tragen. Diese Packstücke dürfen keine irreführende Kennzeichnung aufwei-

sen. Befinden sich die Packstücke jedoch auf einer Palette, so muss auf mindestens 

zwei Seiten der Palette an gut sichtbarer Stelle ein Zettel angebracht sein, der diese 

Angaben enthält. 

 

                                                           
(4) Diese Kennzeichnungsvorschriften gelten nicht für Verkaufspackungen, die als Packstücke aufgemacht sind. 

Sie gelten jedoch für getrennt aufgemachte Verkaufspackungen. 

(5) Anzugeben ist der vollständige oder ein allgemein gebräuchlicher Name. 
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TEIL B 

Spezielle Vermarktungsnormen 

TEIL 1: VERMARKTUNGSNORM FÜR ÄPFEL 

TEIL 2: VERMARKTUNGSNORM FÜR ZITRUSFRÜCHTE 

TEIL 3: VERMARKTUNGSNORM FÜR KIWIS 

TEIL 4: VERMARKTUNGSNORM FÜR SALATE, KRAUSE ENDIVIE UND  

ESKARIOL 

TEIL 5: VERMARKTUNGSNORM FÜR PFIRSICHE UND NEKTARINEN 

TEIL 6: VERMARKTUNGSNORM FÜR BIRNEN 

TEIL 7: VERMARKTUNGSNORM FÜR ERDBEEREN 

TEIL 8: VERMARKTUNGSNORM FÜR GEMÜSEPAPRIKA 

TEIL 9: VERMARKTUNGSNORM FÜR TAFELTRAUBEN 

TEIL 10: VERMARKTUNGSNORM FÜR TOMATEN/PARADEISER 

[Hinweis der BLE: Die Texte der hier aufgelisteten speziellen Vermarktungsnormen sind in 

konsolidierter Form in deutscher und englischer Sprache zu finden unter: 

www.ble.de/qualitaetskontrolle – Frisches Obst und Gemüse – Vermarktungsnormen und 

Hilfen zur Anwendung.] 
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ANHANG II 

MUSTER GEMÄSS ARTIKEL 12 ABSATZ 1 

 

Vermarktungsnorm der Europäischen Union für  

frisches Obst und Gemüse 

 

Nr. (des zugelassenen Händlers) 

 

(Mitgliedstaat) 
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ANHANG III 

BESCHEINIGUNG DER KONFORMITÄT MIT DEN VERMARKTUNGSNORMEN 

DER EUROPÄISCHEN UNION FÜR FRISCHES OBST UND GEMÜSE  

GEMÄSS DEN ARTIKELN 12, 13 UND 14  

1. Händler  

 

Bescheinigung der Konformität mit den Vermarktungsnormen  

der Europäischen Union für frisches Obst und Gemüse 

Nr. … 

(Diese Bescheinigung ist ausschließlich für die Kontrollstelle bestimmt.) 

2. Auf der Verpackung angegebener 
Packer (soweit es sich nicht um den 

Händler handelt) 

3. Kontrollstelle 

 

4. Kontrollort/Ursprungsland (1) 5. Bestimmungsregion bzw. -land 

 

6. Kennzeichen des Transportmittels 7. 

 Binnenmarkt 

 Einfuhr 

 Ausfuhr 

8. Packstücke 

(Anzahl und 

Art) 

 

 

9. Art des Erzeugnisses  

(Sorte, soweit in der Norm vorgegeben) 

10. Güteklasse 11. Gesamtgewicht in kg (netto) 

12. Die vorstehend bezeichnete Sendung entspricht zum Zeitpunkt der Ausstellung dieser Bescheinigung den geltenden  

Vermarktungsnormen der Europäischen Union. 

……………………..………………………………………………............................................................... 

Voraussichtliche Zollstelle …………………………...... Ort und Datum der Ausstellung..................................................... 

Gültig bis (Datum):…………………………………………………………………………………………………………..… 

 

Kontrolleur (Name in Druckbuchstaben)  

 

 Unterschrift…………………………………………………………………..  Stempel der zuständigen Behörde 

13. Bemerkungen 

 

(1) Bei Wiederausfuhr in Feld 9 den Ursprung der Ware angeben. 
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ANHANG IV 

DRITTLÄNDER, DEREN KONFORMITÄTSKONTROLLEN GEMÄSS ARTIKEL 15 

ANERKANNT WURDEN, MIT DEN BETREFFENDEN ERZEUGNISSEN 
 

Land Erzeugnisse 

Schweiz Frisches Obst und Gemüse 

Marokko Frisches Obst und Gemüse 

Südafrika Frisches Obst und Gemüse 

Israel (*) Frisches Obst und Gemüse 

Indien Frisches Obst und Gemüse 

Neuseeland Äpfel, Birnen und Kiwis 

Senegal Frisches Obst und Gemüse 

Kenia Frisches Obst und Gemüse 

Türkei Frisches Obst und Gemüse 

Vereinigtes Königreich: 

– Großbritannien 

– Nordirland (**) 

Frisches Obst und Gemüse 

(*) Die Anerkennung der Kommission gemäß Artikel 15 wird Obst und Gemüse mit Ursprung 

im Staat Israel mit Ausnahme der seit Juni 1967 unter israelischer Verwaltung stehenden Gebie-

te (namentlich die Golanhöhen, der Gazastreifen, Ostjerusalem und das restliche Westjordan-

land) gewährt. 

(**) Gemäß Artikel 6 Absatz 3 und Artikel 7 Absatz 1 des Abkommens über den Austritt des 

Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union und der 

Europäischen Atomgemeinschaft und gemäß Artikel 5 Absatz 4 sowie Artikel 13 Absatz 1 des 

Protokolls zu Irland/Nordirland in Verbindung mit Anhang 2 dieses Protokolls gelten für die 

Zwecke dieser Verordnung Verweise auf Mitgliedstaaten auch für das Vereinigte Königreich in 

Bezug auf Nordirland. Gemäß Artikel 7 Absatz 3 dieses Protokolls sind jedoch in Bezug auf die 

in einem Mitgliedstaat erfolgende Anerkennung von technischen Vorschriften, Bewertungen, 

Eintragungen, Bescheinigungen, Genehmigungen und Zulassungen, die von den Behörden 

eines anderen Mitgliedstaats oder einer in einem anderen Mitgliedstaat eingerichteten Stelle 

ausgestellt beziehungsweise vorgenommen wurden, Bezugnahmen auf Mitgliedstaaten in auf-

grund dieses Protokolls anwendbaren Bestimmungen des Unionsrechts hinsichtlich technischer 

Vorschriften, Bewertungen, Eintragungen, Bescheinigungen, Genehmigungen und Zulassun-

gen, die von den Behörden des Vereinigten Königreichs oder von im Vereinigten Königreich 

eingerichteten Stellen ausgestellt beziehungsweise vorgenommen wurden, nicht dahin gehend 

zu verstehen, dass sie das Vereinigte Königreich in Bezug auf Nordirland umfassen. 
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ANHANG V 

KONTROLLMETHODEN GEMÄSS ARTIKEL 17 ABSATZ 1 

Die nachstehend beschriebenen Kontrollmethoden beruhen auf Bestimmungen des Leitfadens 

zur Durchführung der Qualitätskontrolle von frischem Obst und Gemüse, der von dem 

OECD-Schema für die Anwendung internationaler Normen für Obst und Gemüse verabschie-

det wurde.  

1. BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

1.1 Packstück 

Einzeln abgepackter Teil einer Partie samt Inhalt. Die Verpackung dient der Erleichte-

rung des Hantierens und des Transports mehrerer Verkaufseinheiten oder von Erzeug-

nissen, die lose oder gelegt aufgemacht sind, um Beschädigungen beim Hantieren und 

Transport zu vermeiden. Das Packstück kann auch eine Verkaufspackung bilden. Con-

tainer für den Straßen-, Schienen-, Schiffs- und Lufttransport gelten nicht als Packstü-

cke. 

1.2 Verkaufspackung 

Einzeln abgepackter Teil einer Partie samt Inhalt. Das Packen von Verkaufspackungen 

dient der Bildung einer Verkaufseinheit für den Endverbraucher oder den Verbraucher 

am Kaufort. 

1.3 Vorverpackungen 

Eine Vorverpackung ist eine Verkaufspackung, bei der die Verpackung das Lebensmit-

tel vollständig oder nur teilweise, jedoch so umschließt, dass der Inhalt ohne Öffnen o-

der Ändern der Verpackung nicht verändert werden kann. Schutzfolien, die einzelne Er-

zeugnisse umhüllen, gelten nicht als Vorverpackungen.  

1.4 Sendung 

Die zum Zeitpunkt der Kontrolle vorliegende Menge an Erzeugnissen, die von einem 

bestimmten Händler vermarktet werden soll und in einem Begleitpapier aufgeführt ist. 

Die Sendung kann eine oder mehrere Arten von Erzeugnissen umfassen und aus einer 

oder mehreren Partien von frischem, trockenem oder getrocknetem Obst und Gemüse 

bestehen. 

1.5 Partie 

Die zum Zeitpunkt der Kontrolle an ein und demselben Ort vorliegende Menge an Er-

zeugnissen, die in Bezug auf die folgenden Merkmale gleich sind: 

– Verpacker und/oder Absender,  

– Ursprungsland, 

– Art des Erzeugnisses, 

– Klasse,  

– Größe (sofern das Erzeugnis nach Größen sortiert ist), 

– Sorte oder Handelstyp (nach den jeweiligen Anforderungen der Norm), 

– Art der Verpackung und Aufmachung. 

Lassen sich verschiedene Partien bei der Konformitätskontrolle einer Sendung gemäß 

Nummer 1.4 jedoch nur schwer unterscheiden und/oder ist es nicht möglich, getrennte 
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Partien zu bilden, so können alle Partien einer bestimmten Sendung als eine einzige Par-

tie behandelt werden, wenn sie in Bezug auf Art des Erzeugnisses, Absender, Ur-

sprungsland, Klasse und, falls dies in der jeweiligen Vermarktungsnorm vorgesehen ist, 

Sorte oder Handelstyp gleich sind. 

1.6 Stichprobenkontrollen 

Im Rahmen der Konformitätskontrolle der Partie einstweilig entnommene Sammelpro-

be. 

1.7 Einzelprobe 

Der Partie nach dem Zufallsprinzip entnommenes Packstück bzw. – bei Ware in loser 

Schüttung (Direktverladung in ein Transportmittel oder ein Abteil eines solchen) – an 

einer bestimmten Stelle der Partie nach dem Zufallsprinzip entnommene Erzeugnis-

menge. 

1.8 Sammelprobe 

Mehrere der Partie entnommene, als repräsentativ geltende Einzelproben, deren Umfang 

ausreicht, um die Partie auf Erfüllung sämtlicher Kriterien zu überprüfen. 

1.9 Sekundärprobe  

Eine der Einzelprobe nach dem Zufallsprinzip entnommene gleiche Erzeugnismenge. 

Bei abgepackten Schalenfrüchten wiegt die Sekundärprobe zwischen 300 g und 1 kg. 

Besteht die Einzelprobe aus Packstücken, die Verkaufspackungen enthalten, so besteht 

die Sekundärprobe in einer oder mehreren Verkaufspackungen mit einem Gesamtge-

wicht von mindestens 300 g. 

Bei sonstigen abgepackten Erzeugnissen umfasst die Sekundärprobe 30 Stück, wenn das 

Nettogewicht des Packstücks 25 kg oder weniger beträgt und das Packstück keine Ver-

kaufspackungen enthält. In bestimmten Fällen bedeutet dies, dass der gesamte Inhalt des 

Packstücks kontrolliert werden muss, wenn die Einzelprobe nicht mehr als 30 Stück 

enthält.  

1.10 Mischprobe (nur bei Trocken- und getrockneten Erzeugnissen) 

Eine Mischprobe ist eine Mischung mit einem Gewicht von mindestens 3 kg aus allen 

Sekundärproben einer Sammelprobe. Die die Mischprobe ausmachenden Erzeugnisse 

müssen gleichmäßig gemischt sein. 

1.11 Reduzierte Sammelprobe 

Der Sammel- oder Mischprobe nach dem Zufallsprinzip entnommene Erzeugnismenge, 

deren Umfang der Mindestmenge entspricht, die ausreicht, um die Erfüllung bestimmter 

Einzelkriterien zu überprüfen. 

Würde das Kontrollverfahren das Erzeugnis zerstören, so darf die reduzierte Sammel-

probe 10 % der Sammelprobe, oder bei ungeschälten Schalenfrüchten 100 Schalen-

früchte aus der Mischprobe nicht überschreiten. Bei kleinfallenden Trocken- oder ge-

trockneten Erzeugnissen (d. h. wenn 100 g mehr als 100 Stück umfassen), darf die redu-

zierte Sammelprobe 300 g nicht überschreiten. 

Für die Bewertung von Kriterien für den Entwicklungs- und/oder Reifegrad erfolgt die 

Zusammenstellung der Probe nach den objektiven Methoden des Leitfadens zu objekti-

ven Testmethoden zur Bestimmung der Qualität von Obst und Gemüse sowie Trocken- 

und getrockneten Erzeugnissen. 

Aus einer Sammel- oder Mischprobe können mehrere reduzierte Proben entnommen 

werden, um die Konformität der Partie hinsichtlich verschiedener Kriterien zu überprü-

fen.  
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2. DURCHFÜHRUNG DER KONFORMITÄTSKONTROLLE 

2.1 Allgemeine Anmerkung 

Die Konformitätskontrolle erfolgt durch die Untersuchung von Proben, die nach dem 

Zufallsprinzip an verschiedenen Stellen der zu kontrollierenden Partie entnommen wer-

den. Dabei wird davon ausgegangen, dass die Qualität der Proben grundsätzlich für die 

Qualität der Partie repräsentativ ist.  

2.2 Ort der Kontrolle 

Eine Konformitätskontrolle kann während der Verpackung, am Versandort, während 

des Transports, am Ankunftsort und im Groß- und Einzelhandel durchgeführt werden. 

Führt die Kontrollstelle die Konformitätskontrolle nicht in ihren eigenen Räumlichkei-

ten durch, so muss der Eigentümer Einrichtungen zur Durchführung der Kontrolle zur 

Verfügung stellen. 

2.3 Identifizierung von Partien und/oder Gesamteindruck der Sendung 

Die Identifizierung der Partien erfolgt anhand ihrer Kennzeichnung oder nach anderen 

Kriterien wie den Angaben gemäß der Richtlinie 89/396/EWG des Rates (6). Besteht die 

Sendung aus mehreren Partien, so muss der Kontrolleur anhand der Begleitpapiere oder 

beigefügten Erklärungen einen Gesamteindruck der Sendung gewinnen. Danach stellt er 

fest, inwieweit die gestellten Partien den Angaben in diesen Papieren entsprechen. 

Müssen die Erzeugnisse auf ein Transportmittel verladen werden oder sind sie bereits 

darauf verladen worden, so wird die Sendung anhand des amtlichen Kennzeichens die-

ses Transportmittels identifiziert. 

2.4 Darlegung der Erzeugnisse 

Der Kontrolleur entscheidet, welche Packstücke zu kontrollieren sind. Die Vorführung 

durch den Unternehmer schließt die Darlegung der Sammelprobe sowie die Erteilung 

aller Auskünfte, die zur Identifizierung der Sendung oder Partie notwendig sind, ein.  

Sind reduzierte Sammelproben oder Sekundärproben erforderlich, so bestimmt der Kon-

trolleur selbst, welche Proben aus der Sammelprobe zu entnehmen sind. 

2.5 Warenkontrolle 

– Prüfung der Verpackung und der Aufmachung: 

Eignung und Sauberkeit der Verpackung, einschließlich des Auskleidungsmaterials, 

sind auf Konformität mit der einschlägigen Vermarktungsnorm zu prüfen. Dies er-

folgt bei verpackten Erzeugnissen anhand von Einzelproben und in allen anderen 

Fällen anhand des Transportmittels. Sind nur bestimmte Arten von Verpackung o-

der Aufmachung zulässig, so prüft der Kontrolleur, ob sie verwendet wurden. 

– Überprüfung der Kennzeichnung:  

Der Kontrolleur überprüft, ob die Kennzeichnung der Erzeugnisse der einschlägi-

gen Vermarktungsnorm entspricht. Dies umfasst die Prüfung, ob die Kennzeich-

nung akkurat ist und/oder inwieweit sie gegebenenfalls geändert werden muss. 

Diese Überprüfung erfolgt bei verpackten Erzeugnissen anhand von Einzelproben 

und in allen anderen Fällen anhand der Papiere, die auf der Palette oder im Trans-

portmittel angebracht sind.  

Einzeln mit Plastikfolie umhülltes Obst und Gemüse gilt nicht als vorverpackt im 

Sinne der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und 
                                                           
(6) ABl. L 186 vom 30.6.1989, S. 21. 
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braucht nicht unbedingt nach den Vermarktungsnormen gekennzeichnet zu werden. 

In diesem Fall kann die Plastikfolie als einfacher Schutz für empfindliche Erzeug-

nisse angesehen werden. 

– Prüfung der Konformität der Erzeugnisse:  

Der Kontrolleur legt den Umfang der Sammelprobe so fest, dass eine Beurteilung 

der Partie möglich ist. Er bestimmt die zu kontrollierenden Packstücke oder – bei 

Erzeugnissen in loser Schüttung – die Stellen der Partie, an denen die Einzelproben 

zu entnehmen sind, nach dem Zufallsprinzip. 

Es ist dafür zu sorgen, dass das Entnehmen der Proben die Qualität des Erzeugnis-

ses nicht beeinträchtigt.  

Beschädigte Packstücke dürfen nicht als Teil der Sammelprobe verwendet werden. 

Sie müssen abgesondert werden und können gegebenenfalls Gegenstand einer ge-

trennten Prüfung und eines getrennten Berichtes sein.  

Wann immer eine Partie beanstandet wird oder geprüft werden muss, ob das Er-

zeugnis der Vermarktungsnorm möglicherweise nicht entspricht, muss die Sam-

melprobe zumindest die folgenden Mengen umfassen: 
 

Abgepackte Erzeugnisse 

Anzahl der Packstücke in der Partie Anzahl zu entnehmender Packstücke  

(Einzelproben) 

bis 100 5 

101 bis 300 7 

301 bis 500 9 

501 bis 1 000 10 

über 1 000 15 (mindestens) 

 

Erzeugnisse in loser Schüttung 

(Direktverladung in ein Transportmittel oder ein Abteil eines solchen) 

Menge der Partie in kg oder  

Anzahl der Bündel in der Partie 

Masse der Einzelproben in kg bzw.  

Anzahl Bündel 

bis 200 10 

201 bis 500 20 

501 bis 1 000 30 

1 001 bis 5 000 60 

über 5 000 100 (mindestens) 

Bei großfallendem Obst und Gemüse (über 2 kg je Stück) müssen die Einzelproben 

mindestens 5 Stück umfassen. Bei Partien, die aus weniger als 5 Packstücken be-

stehen oder weniger als 10 kg wiegen, betrifft die Kontrolle die gesamte Partie. 

Kann der Kontrolleur nach vollzogener Prüfung kein abschließendes Urteil fällen, 

so kann er eine weitere Warenkontrolle durchführen und das Gesamtergebnis als 

Durchschnittswert der beiden Kontrollen ausdrücken. 
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2.6 Kontrolle des Erzeugnisses 

Bei abgepackten Erzeugnissen erfolgt die Prüfung des allgemeinen Aussehens der Er-

zeugnisse, der Aufmachung, der Sauberkeit der Packstücke und der Kennzeichnung an-

hand der Einzelproben. In allen anderen Fällen erfolgen diese Kontrollen anhand der 

Partie oder des Beförderungsmittels.  

Für die Konformitätskontrolle ist das Erzeugnis vollständig aus seiner Verpackung zu 

entnehmen. Der Kontrolleur darf nur hiervon absehen, wenn sich die Probenahme auf 

Mischproben stützt.  

Die Prüfung der Gleichmäßigkeit, der Mindesteigenschaften, der Klasse und der Größe 

erfolgt anhand der Sammelprobe oder anhand der Mischprobe unter Berücksichtigung 

der Erläuterungsbroschüren, die vom OECD-Schema für die Anwendung internationaler 

Normen von Obst und Gemüse veröffentlicht werden. 

Weist das Erzeugnis Mängel auf, so bestimmt der Kontrolleur den prozentualen Anteil 

nach der Anzahl oder dem Gewicht nicht normgerechter Erzeugnisse. 

Äußere Mängel werden anhand der Sammel- oder der Mischprobe überprüft. Die Kon-

formität mit bestimmten Kriterien für den Entwicklungs- und/oder Reifegrad oder das 

Vorhandensein bzw. Nichtvorhandensein innerer Mängel kann anhand von reduzierten 

Sammelproben kontrolliert werden. Die Überprüfung anhand der reduzierten Sammel-

probe ist insbesondere in den Fällen durchzuführen, in denen der Handelswert des Er-

zeugnisses zerstört wird.  

Die Überprüfung der Konformität hinsichtlich der Kriterien für den Entwicklungs- 

und/oder Reifegrad kann anhand der zu diesem Zweck im Rahmen der Vermarktungs-

normen vorgesehenen Instrumente und/oder Verfahren oder nach dem Leitfaden zu ob-

jektiven Testmethoden zur Bestimmung der Qualität von Obst und Gemüse sowie Tro-

cken- und getrockneten Erzeugnissen erfolgen. 

2.7 Berichterstattung über die Kontrollergebnisse 

Gegebenenfalls werden die Dokumente gemäß Artikel 14 ausgestellt. 

Bei Feststellung von Mängeln, die zu Beanstandungen führen, müssen diese Mängel 

und der festgestellte Prozentsatz sowie die Gründe für die Beanstandung dem Händler 

oder seinem Vertreter schriftlich mitgeteilt werden. Kann das Erzeugnis durch Ände-

rung der Kennzeichnung normgerecht hergerichtet werden, so muss dies dem Händler 

oder seinem Vertreter mitgeteilt werden. 

Weist das Erzeugnis Mängel auf, so muss angegeben werden, welcher Prozentanteil für 

nicht normgerecht befunden wurde. 

2.8 Wertminderung aufgrund einer Konformitätskontrolle 

Nach der Konformitätskontrolle wird die Sammel- oder Mischprobe dem Unternehmer 

oder seinem Vertreter wieder zur Verfügung gestellt. 

Die Kontrollstelle ist nicht verpflichtet, die bei der Konformitätskontrolle zerstörten 

Teile der Sammel- oder Mischprobe zu ersetzen. 
 

 


